
lungen des Bundeskanzlers nicht gebunden.24 Art 68 GG ist da-
mit Ausdruck der Reservebefugnisse des Bundespr�sidenten.
Angesichts der politischen (Staats-) Krise soll er nunmehr die
Weichen stellen und so einen Ausweg aus der Krise aufzeigen.25

2. Folgerungen f�r die Gegenzeichnungspflicht

Angesichts dieser �berlegungen vermag die Auffassung, die eine
Gegenzeichnungspflicht der Aufl�sungsverf�gung annimmt,26 nicht
zu �berzeugen. Zwar handelt es sich bei der Aufl�sung unstr um
eine Verf�gung iSd Art 58 S 1 GG. Doch l�sst sich zun�chst aus
systematischen Gr�nden einwenden, dass eine Aufl�sung ausdr�ck-
lich nur nach einem vorherigen Vorschlag des Bundeskanzlers m�g-
lich ist. Mit diesem Vorschlag hat der Bundeskanzler bereits deutlich
gemacht, dass er mit einer evtl Aufl�sung auch einverstanden w�re.
Das zus�tzliche Erfordernis einer anschließenden Gegenzeichnung
erscheint damit unn�tig. Der Bundeskanzler muss sich also bereits
bei der Frage, ob er einen Aufl�sungsvorschlag machen will, ab-
schließend dar�ber klar werden, ob er mit einer tats�chlichen Auf-
l�sung auch einverstanden w�re oder nicht. Das Vorschlagserfor-
dernis w�re ansonsten �berfl�ssig, da eine Aufl�sung ja ohnehin
noch der Gegenzeichnung gem Art 58 GG bed�rfte.

Gegen eine Gegenzeichnungspflicht spricht jedoch vor allem
die Funktion des Art 68 GG. Es handelt sich bei dieser Norm wie
gezeigt um eine Reservebefugnis des Bundespr�sidenten.27 In
diesen F�llen werden dem Bundespr�sidenten ausnahmsweise
echte Entscheidungsbefugnisse zugewiesen.28 Der sonst erfor-
derlichen R�ckbindung der pr�sidialen Entscheidungen an das
Parlament bedarf es damit gerade nicht; bei Art 68 GG ist dies
besonders deutlich, da es ja um die Aufl�sung des Parlaments
geht. Der Bundespr�sident soll also nicht lediglich einen forma-
len »Notarsakt« vornehmen, um dadurch die Einheit der Staats-
leitung zu demonstrieren; er soll nicht eine von den politischen
Organen bereits getroffene Entscheidung lediglich vollziehen.
Der Bundespr�sident soll vielmehr unabh�ngig von den anderen
Staatsorganen eine eigene Entscheidung treffen. Da der Bundes-
pr�sident somit auch bei der Aufl�sungsverf�gung des Art 68
v�llig frei sein soll, kann diese Freiheit sinnvollerweise nicht
durch eine Gegenzeichnungspflicht anschließend sogleich wie-
der eingeschr�nkt werden. Mit dem Vorschlag an den Bundes-
pr�sidenten �bertr�gt der Bundeskanzler vielmehr die Verant-
wortung f�r den weiteren Bestand des Bundestages vollst�n-

dig auf den Bundespr�sidenten. Best�nde hingegen eine Gegen-
zeichnungspflicht, w�re der Bundeskanzler auch nach seinem
Vorschlag weiterhin in der Lage, eine Aufl�sung durch eine Ver-
weigerung der Gegenzeichnung zu verhindern – der Bundespr�-
sident w�re nicht mehr g�nzlich frei, die Letztentscheidungskom-
petenz l�ge beim Bundeskanzler.29 Dies erscheint auch ange-
sichts der Tatsache, dass es sich um einen klassischen Fall der
Befangenheit handelt30 – der Kanzler soll ja letztlich �ber sein
eigenes Schicksal entscheiden – wenig sinnvoll.

Auch Art 58 S 2 GG steht einer solchen Auslegung nicht ent-
gegen.31 Vielmehr ist diese Ausnahmebestimmung gerade nicht
abschließend – eine Gegenzeichnungspflicht kann auch dann
entfallen, wenn die Auslegung ergibt, dass der Zweck einer
Norm einer Gegenzeichnung entgegensteht – und genau so ver-
h�lt es sich mit Art 68 GG; dass Art 68 GG dort nicht explizit ge-
nannt wird, schadet also nicht.

IV. ERGEBNIS

Die Aufl�sungsverf�gung des Bundespr�sidenten bedarf zu ihrer
G�ltigkeit entgegen der �berwiegenden Auffassung keiner Ge-
genzeichnung durch den Bundeskanzler. Dies folgt aus der �ber-
legung, dass nach der Konzeption des GG allein der Bundes-
pr�sident die Verantwortung f�r die Aufl�sung tr�gt. Eine Gegen-
zeichnungspflicht hingegen w�rde dem Bundeskanzler die M�g-
lichkeit geben, eine Aufl�sung zu verhindern und st�nde damit
der genannten Verantwortungsverteilung im Wege. Zudem w�re
bei einer Gegenzeichnungspflicht das Vorschlagserfordernis des
Art 68 GG �berfl�ssig. Die noch am 21. 7. eilends herbeigef�hrte
Gegenzeichnung war damit unn�tig.

24 BVerfGE 62, 1, 35; Brockmeyer, in: Schmidt-Bleibtreu/Klein, GG, Art 68 Rn 5
25 Maurer, Staatsrecht I, § 15 Rn 23
26 So das BVerfG in E 62, 1, 34 f allerdings ohne jede Begr�ndung. Ihm folgend auch

Herzog, (Fn 22) Art 68 Rn 55; Jarass/Pieroth, GG, Art 68 Rn 3. Auch die Aufl�sungs-
verf�gung vom 21. 7. ist daher bereits durch den Bundeskanzler gegengezeichnet
worden.

27 Umbach, in: ders/Clemens, GG, Art 58 Rn 22
28 Maurer, Staatsrecht I, § 15 Rn 23
29 Sofern man eine Gegenzeichnungspflicht annimmt, so muss man dem Kanzler konse-

quenterweise auch die Befugnis geben, eine solche nach seinem Ermessen zu ver-
weigern. Siehe Herzog, in: Maunz/D�rig, GG, Art 68 Rn 55

30 So zu Recht Umbach, in: ders/Clemens, GG, Art 58 Rn 22
31 Anders Herzog, in: Maunz/D�rig, GG, Art 68 Rn 55, der behauptet, dass Art 58 S 2 GG

insoweit eindeutig und keiner modifizierenden Auslegung zug�nglich sei.
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n AUFGABENSTELLUNG

Bearbeiten Sie m�glichst in der vorgegebenen Reihenfolge die folgenden Fragen und den Fall:
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Fragen

1. Gelten die sog Deutschenrechte auch f�r Staatsangeh�rige aus EU-Mitgliedstaaten? Begr�n-
den Sie kurz Ihre Ansicht!

2. Ist der T�V Bayern grundrechtsberechtigt, wenn er als Beliehener Aufgaben �ffentlicher Gewalt
wahrnimmt? Begr�nden Sie kurz Ihre Ansicht!

3. Wann ist ein Grundrecht iSd Art 19 III GG »seinem Wesen nach« auf eine juristische Person des
Privatrechts anwendbar? Welche Theorien werden insoweit vertreten?

4. Was versteht man unter der Institutsgarantie des Eigentums aus Art 14 I GG?

n SACHVERHALT

Der Arbeitsmarkt f�r junge Architekten ist �ußerst angespannt. Um den jungen, gut ausgebildeten
Hochschulabg�ngern in diesem Bereich �berhaupt eine Berufschance zu er�ffnen, wird formell
verfassungsgem�ß ein Architektennachwuchssicherungsgesetz (AnsG) erlassen, das am 19. 7.
2005 in Kraft tritt. Im Gesetz ist festgelegt, dass Architekten nach Vollendung des 65. Lebensjahres
ihrer T�tigkeit nicht weiter nachgehen d�rfen. Allein Planungen und Projektbetreuungen, die zu
diesem Zeitpunkt bereits tats�chlich begonnen wurden, d�rfen zu Ende gef�hrt werden. Zuwider-
handlungen werden mit empfindlichen Geldbußen und dem Einzug der erhaltenen Auftragsver-
g�tungen belegt. In der Gesetzesbegr�ndung wird ausgef�hrt, Deutschland k�nne nicht eine Viel-
zahl junger Architekten perspektivlos stellen. Im �brigen sei es im Interesse der Bev�lkerung ge-
boten, altersbedingte Architektenfehler durch eine Altersgrenze zu verhindern.

Architekt Archie Aufbau (A) betreibt ein Architekturb�ro in der wirtschaftlich prosperierenden
bayerischen Stadt W. Auf Grund seiner guten Verbindungen zur �rtlichen High Society hat er begr�ndete
Hoffnungen auf weitere lukrative Auftr�ge, zumal einige Bekannte schon konkrete Projekte in Aussicht
gestellt haben. Da zudem seine 20-j�hrige Tochter Brunhilde (B), die das B�ro einmal �bernehmen soll,
ihr Architekturstudium noch nicht abgeschlossen hat, m�chte A die n�chsten Jahre weiterarbeiten,
mindestens so lange, bis seine Tochter einen entsprechenden berufbef�higenden Abschluss hat.

Diese Pl�ne sieht A, der am 1. 8. 2005 seinen 65. Geburtstag feiert, durch das Gesetz durchkreuzt.
A will deshalb Verfassungsbeschwerde erheben. Diese begr�ndet er damit, dass das AnsG nicht nur
seine berufliche Existenz zerst�re. Er werde faktisch enteignet, da man ihm durch das Berufsverbot
sein eingef�hrtes B�ro nehme, dessen Wert weniger in den Sacheinrichtungsgegenst�nden gr�nde,
sondern vielmehr in dem Ruf, den er �ber Jahrzehnte aufgebaut habe. Wenn er selbst nicht mehr f�r
eine �bergabefrist t�tig sein d�rfe, sei sein B�ro auch nicht mehr zu einem angemessenen Preis
verk�uflich. In einem kreativen Beruf wie dem des Architekten steige die fachliche Qualit�t der Arbeit
mit zunehmendem Alter. Im �brigen werde er gegen�ber �rzten ungleich behandelt, die zumindest
Privatpatienten ohne Altersbegrenzung weiter behandeln d�rfen. Am 20. 7. 2005 schickt er sein
Schreiben unter seinem Briefkopf per Fax an das BVerfG; immer noch innerlich aufgew�hlt von dieser
»unglaublichen Gesetzgeberwillk�r« vergisst A allerdings, sein Schreiben zu unterzeichnen.

Wie wird das BVerfG entscheiden? Nehmen Sie in einem umfassenden Gutachten Stellung! Auf
Art 5 GG und auf Fragen des europ�ischen Gemeinschaftsrechts ist dabei nicht einzugehen. Ebenso
soll das Annahmeverfahren außer Betracht bleiben.

n L�SUNG

Frage 1

Dies ist umstr. Der Begriff des Deutschen ist in Art 116 I GG normiert. Im Bereich des EGV verbietet
allerdings dessen Art 12 jede Diskriminierung aus Gr�nden der Staatsangeh�rigkeit; hieraus ergibt
sich f�r nichtdeutsche EU-Angeh�rige ein dem Grundrechtsschutz deutscher Staatsangeh�riger
vergleichbares Schutzniveau. Nach einer Ansicht ist wegen des Anwendungsvorrangs des Europa-
rechts der subjektive Schutzbereich der Deutschengrundrechte im Anwendungsbereich des Art 12
EGV auf alle EU-B�rger zu erweitern. Nach aA gen�gt es im Hinblick auf das gemeinschaftsrecht-
liche Diskriminierungsverbot �ber das subsidi�re Auffanggrundrecht des Art 2 I GG einen den
Deutschenrechten gleichwertigen Schutz zu gew�hrleisten.

Anwendbarkeit der
Deutschengrundrechte
auf EU-Ausl�nder

Frage 2

Wenn der T�V Bayern eV als Beliehener �ffentliche Aufgaben wahrnimmt, �bt er Hoheitsrechte im
eigenen Namen und in eigener Verantwortung aus. Obwohl von seiner Rechtspers�nlichkeit

Grundrechtsberechtigung
des T�V Bayern eV
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